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Das Urteil des Hanseatischen Oberlan-
desgerichts Hamburg vom 26. Februar
2004 (siehe Beitrag DOZ 5/2004) 
lässt die Werbung für augenoptische
Medizinprodukte in neuem Licht 
erscheinen. Einerseits führt das 
Rabatt- und Zugabeverbot zu erheb-
lichen Einschränkungen in der 
Werbung. Andererseits lassen 
Auslegungen des Gesetzestextes und
Ausnahmen im Einzelfall attraktive
Angebote nach wie vor zu. Dies hat 
bei vielen Augenoptikern Verwirrung
gestiftet. 
Anhand von einzelnen Beispielsfällen
soll aufgezeigt werden, welche 
Werbung künftig noch erlaubt, 
welche verboten ist. 

„Gutschein 10,– Euro beim Kauf einer
Sonnenbrille“ 

Gutschein-Werbung für Sonnenbrillen
ohne Korrektionswirkung ist weiterhin er-
laubt. Einfache Sonnenbrillen sind keine
Medizinprodukte. Daher gilt das Heilmittel-
werbegesetz mit seinem Rabatt- und Zuga-
beverbot nicht für Sonnenbrillen ohne Kor-
rektionswirkung. Sonnenbrillen können mit
Rabatten und Zugaben beworben und ab-
gegeben werden. Gutscheine für Rabatte
beim Kauf einer Sonnenbrille sind erlaubt. 

„Gutschein 10,– Euro beim Kauf einer
Sonnenbrille in Ihrer Gläserstärke“

Sonnenbrillen mit Korrektionsgläsern sind
Medizinprodukte und unterliegen daher
dem Heilmittelwerbegesetz. Den Inhabern
des Gutscheins wird ein Sondervorteil 
versprochen.Denn nur jene sollen von dem
Angebot profitieren, die den Gutschein 
vorlegen. Sondervorteile stellen sich nach 
§ 7 des Heilmittelwerbegesetzes als unzuläs-
siger Rabatt dar und sind verboten. Daher 
ist die Gutschein-Werbung beim Kauf 
von Korrektionsbrillen grundsätzlich nicht 
zulässig.

„Gläser in Ihrer Stärke gratis beim
Kauf einer Brillenfassung 
ab 129,– Euro“

Es handelt sich um ein zulässiges Set-An-
gebot. An sich ist die Gratis-Gabe der Kor-
rektionsgläser beim Kauf einer Brillenfas-
sung eine Zugabe. Der aufgeklärte Verbrau-
cher erkennt jedoch, dass ihm in Wirklich-
keit die Gläser nicht „geschenkt“ werden; er
sieht die Brille, bestehend aus Fassung und
Korrektionsgläsern, als einheitliches Ange-
bot an. Die Rechtsprechung nennt dies eine
zulässige „funktionale Einheit“ von Haupt-
und Nebenleistung. Die Gläser mit Korrek-
tionswirkung ergänzen sinnvoll den Kauf ei-
ner Brillenfassung. Daher ist das Angebot
zulässig. 

Sehstärke zum Nulltarif.“
Diese Nulltarif-Werbung für Kinderbrillen

ist zulässig, obwohl die komplette Brille zum
„Nulltarif“ angeboten wird. Die gesetzliche
Krankenkasse erstattet auch nach der Ge-
sundheitsreform Festbeträge für die Korrek-
tionsgläser von Kindern und Jugendlichen.
Gegen die Nulltarif-Werbung wäre ein wett-
bewerbsrechtliches Vorgehen ohne Aussicht
auf Erfolg. Der Bundesgerichtshof hat mit
Urteilen vom 15. Juni 2000 die „Nulltarif“-
Werbung erlaubt. Der aufgeklärte Verbrau-
cher wisse, dass seine gesetzliche Kranken-
versicherung die Gläser bezahlt, und die
Brille im Rahmen einer Gesamtkalkulation
ohne Zuzahlung angeboten werden kann. 

„Schnäppchenpreis für Varius-Gleit-
sichtgläser: Jetzt 99,– Euro, 
später 899,– Euro“

Es handelt sich um ein zulässiges Sonder-
angebot, beschränkt auf einen bestimmten
Aktionszeitraum. Die Gegenüberstellung
von altem und neuem Preis oder von aktuel-
lem und späterem Preis ist grundsätzlich zu-
lässig. Sonderangebote und günstige Preise
sollen mit dem Heilmittelwerbegesetz aus-
drücklich nicht verhindert werden. Das An-
gebot gilt für alle, stellt also keinen Sonder-
vorteil für bestimmte Personengruppen dar.

„Nulltarif: Bei uns zahlen Sie nicht ei-
nen Cent für die Fassung. Wählen Sie
aus unseren modischen Nulltarif-Fas-
sungen. Sie zahlen nur für die Gläser.“

Was zum vorherigen Beispiel gesagt, gilt
auch für diese Werbung. Der aufgeklärte
Verbraucher sieht das einheitliche Angebot
einer Korrektionsbrille und durchschaut,
dass der Preis für die Fassung in den Gläser-
preisen enthalten ist. 

„Nulltarif für Kinderbrillen: Gesetzlich
krankenversicherte Kinder und Ju-
gendliche bis zum 18. Lebensjahr er-
halten die komplette Brille in ihrer

A K T U E L L

Sonderangebote erlaubt –
Sondervorteile verboten

Barbara Heinkelmann
Ralf Russow

Dipl.-Ing. für
Innenarchitektur (FH)

Bergstraße  10
96179 Mürsbach
Fon 09533-1495
Fax 09533-1496

www.formundfunktion.de

8



DOZ 6-2004 11

„Gutschein für Varius-Gleitsichtgläser:
99,– Euro statt 199,– Euro“

Wegen des Gutscheins ist das Angebot
unzulässig. Der Gutschein führt dazu, dass
ein Sondervorteil für die Inhaber eines sol-
chen Coupons gewährt wird. Derartige
Sondervorteile stellen sich als verbotener
Rabatt nach dem Heilmittelwerbegesetz dar.
Der Verbraucher soll nicht angelockt werden
mit der Vermutung, er gehöre zu einem ex-
klusiven Kreis der im Gegensatz zur Allge-
meinheit besonders günstige Konditionen
erlangen kann. 

„Beim Kauf einer Brille erhalten Sie eine
Sonnenbrille in Ihrer Glasstärke gratis!“

Es liegt ein zulässiges Set-Angebot vor.
Korrektionsbrille und Sonnenbrille bilden ei-
ne sinnvolle „funktionale Einheit“. Die Son-
nenbrille in der Gläserstärke ergänzt die nor-
male Korrektionsbrille. Der mündige Ver-
braucher weiß, dass er in Wirklichkeit nichts
geschenkt bekommt, sondern der Wert der
Sonnenbrille in den Preis der Korrektions-
brille einkalkuliert ist . 

„Neu bei uns: Wir ermitteln Ihre 
Gläserstärke gratis!“

So ist die Werbung wettbewerbsrechtlich
verboten. Das Verschenken der Refraktions-
bestimmung ist unzulässig. Es kommt ledig-
lich in Betracht, dass die Refraktionsbestim-
mung beim Kauf einer Brille als Set-Angebot
im Brillenpreis inbegriffen ist. Die zitierte
Werbung lässt dem Kunden aber eine
(scheinbar) freie Auswahl, ob er nach der
Refraktionsbestimmung eine Brille im Be-
trieb des Refraktionisten erwirbt oder nicht.

Zum anderen erzeugt die Werbung einen
psychologischen Kaufzwang. Es wird dem
Kunden peinlich sein, die kostenlose Refrak-
tionsbestimmung in Anspruch zu nehmen,
ohne anschließend eine Brille im Betrieb des
Refraktionisten zu kaufen.

„Contra-Optik – Wieder eine sagen-
haft kundenfreundliche Idee: Wir
übernehmen Ihre Praxisgebühr!“

Diese Werbung ist verboten. Dem Fall
liegt das Urteil des Landgerichts Stuttgart
vom 1. April 2004 (36 O 41/04) gegen eine
beklagte Augenoptik-Kette zugrunde. Ge-
setzlich krankenversicherte Patienten eines
Augenarztes erhalten durch das Angebot ei-
nen Sondervorteil. Das Landgericht Stutt-
gart wörtlich: „Es ist jedoch eine hochgradi-
ge unsachliche Beeinflussung im Sinne von
§ 7 Heilmittelwerbegesetz (HWG) und ge-
zielte Augenwischerei, die Erhebung dieser
Gebühr dadurch zu tarnen, dass sich die Be-
klagte dem allgemeinen Unmut über die
Praxisgebühr – die gar nichts damit zu tun
hat – zu Nutze macht, um dem Kunden, der
sich keine näheren Gedanken macht, eine
scheinbare Wohltat vorzuspielen. In Wahr-
heit verlangt die Beklagte schlicht 10,-- Euro
für die Sehschärfenmessung, was sie durch
die von ihr gewählte Preisgestaltung zu ka-
schieren sucht. Unter Verschweigung der
wahren Hintergründe Ihrer Preisgestaltung
bedient sie sich dabei des Vehikels der Pra-
xisgebühr und des verbreiteten Verdrusses
über diese, um gar noch wettbewerblich
Vorteile zu ziehen. Dies widerspricht dem
Sachlichkeitsgebot, insbesondere im Be-
reich des Heilmittelwerbegesetzes.“
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„Attraktive Sommerangebote – exklu-
siv für ABC-Mitglieder: XY-Optik ist
Vorteilspartner des ABC und biete 
allen ABC-Mitgliedern attraktive und
exklusive Vorteile! Einstärken- und
Kunststoffgläser statt 199,– Euro 
nur 99,– Euro“

Klassisches Beispiel für einen verbotenen
Sondervorteil für Mitglieder eines bestimm-
ten Vereins. Selbst wenn es sich um einen
bundesweit Verein mit zigtausend Mitglie-
dern handelt, stellt die Werbung einen un-
zulässigen Rabatt dar. Als allgemeines
Sonderangebot wäre die Werbung pro-
blemlos möglich. Es wird aber mit dem be-
sonderen Lockmittel eines Rabattes nur für
ABC-Mitglieder geworben. 

„Rabatt Rabatt Rabatt: Top aktuelle
Markenfassung xy nur 499,– Euro
299,– Euro“

Obwohl mit der Bezeichnung „Rabatt“ ge-
worben wird, handelt es sich nicht um einen
Rabatt im juristischen Sinne. Das Angebot
gilt allgemein und nicht nur für bestimmte
Personengruppen. Es wird also kein Sonder-
vorteil für bestimmte Personengruppen ge-
währt. Die Werbung stellt ein normales
Sonderangebot dar, das nur umgangs-
sprachlich als „Rabatt“ bezeichnet wird. Des-
halb ist die Werbung auch nach der neuen
Rechtsprechung zum Heilmittelwerbegesetz
zulässig. 
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